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133  Ausschluss der Öffentlichkeit wegen Gefährdung der öffentlichen Ordnung 
 
(1) 1Maßnahmen und Einrichtungen der Polizei und anderer an der Strafverfolgung beteiligter Stellen, die 
der Verhütung oder der Aufklärung von Straftaten dienen, bleiben vielfach nur wirksam, solange sie geheim 
gehalten werden können. 2In öffentlicher Hauptverhandlung soll daher möglichst nicht erörtert werden, mit 
welchen Mitteln und auf welchem Wege die Polizei die Täter überführt. 3Lässt sich dies weder vermeiden 
noch genügend einschränken, beantragt der Staatsanwalt für diese Teile der Hauptverhandlung die 
Öffentlichkeit wegen Gefährdung der öffentlichen Ordnung auszuschließen.

(2) Das gleiche gilt, wenn Einzelheiten über neue oder eigenartige Begehungsformen von Straftaten, z.B. 
von Fälschungen, Betrügereien, Vergiftungen oder Einbruchsdiebstählen erörtert werden müssen.

(3) 1Auch Bauweise, Einrichtung, Belegung und Sicherheitssystem einer Vollzugsanstalt sollen in der Regel 
nicht in öffentlicher Hauptverhandlung erörtert werden. 2Gegebenenfalls wirkt der Staatsanwalt auf den 
Ausschluss der Öffentlichkeit hin.


